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Ausgleichsflächen zum Gewerbegebiet
Fessenheimer Straße
2. Änderung und Erweiterung

Ziel:
naturnaher Grabenverlauf mit Aufweitungen 
extensivem Grünland und Gehölzstrukturen 

Ausgangssituation:
Fl.-Nr. 784 bzw. 687 Gemarkung Alerheim 
wurde als Grünland intensiv genutzt, 
der bestehende Graben verläuft zum 
überwiegenden Teil verrohrt 

Maßnahme:
die Verrohrung des Graben wird entfernt und ein 
offener Grabenverlauf mit Aufweitungen erstellt, 
in Zuordnung zum neu gestalteten Graben werden 
Gehölzpflanzungen entsprechend Planzeichnung und 
Artenliste vorgenommen 
das Grünland wird entsprechend Plandarstellung 
in Teilbereichen gefräst, die gefrästen Bereiche und 
die Abflachungen sind mit einer autochtonen Regio-
Saatgutmischung in Abstimmung mit der UNB 
anzusäen 

Pflege:
zum Nährstoffentzug ist das Grünland in den ersten 3 Jahren 
3 - 4x im Zeitraum von Mai - Oktober zu mähen, Mähgut ist abzufahren,
ab dem 4. Jahr ist die Ausgleichsfläche  zwischen 15.06 -15.10. maximal
2x jährlich zu mähen,
Mähgut ist abzufahren und kann verwertet werden,
Mulchen der Fläche ist unzulässig
Düngung und Pflanzenschutzmitteleinsatz ist unzulässig. 
Die Gehölzpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten.
Nach ca. 15 Jahren können die Gehölze abschnittsweise auf Stock 
gesetzt werden.

Naturnaher Grabenverlauf
mit Aufweitungen
extensivem Grünland
und Gehölzstrukturen
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Zu dieser Bebauungsplanzeichnung gehören die Begründung und der Ausgleichsbebauungsplan. 
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gemäß § 9 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634)

gemäß Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990, geändert am
04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) und der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786).

GE 1

Im Plangebiet sind alle Dachformen und -neigungen zulässig. 
Flachdächer bzw. flachgeneigte Dächer sollten als Gründach
ausgebildet werden. Sonnenkollektoren und Solarzellen sind 
zulässig.

Baustoffe und Anstriche in grellen Farben sind an Gebäude-
außenflächen unzulässig. Dies gilt auch für Dachflächen.

Das natürliche Gelände darf nur soweit verändert werden,
als dies zur ordnungsgemäßen Errichtung der Gebäude
unumgänglich ist. Die Planierung des Geländes muß so 
erfolgen, daß das Gelände an der Grundstücksgrenze als
bepflanzte Böschung mit Ausrundungen entsprechend dem 
natürlichen Geländeverlauf gestaltet wird. Ausnahmsweise 
können Stützmauern bis zu einer sichtbaren Höhe von 0,75 m
zugelassen werden.

Befestigte Flächen sind auf das unabdingbare Maß zu 
beschränken. Soweit möglich, sind diese mit wasserdurch-
lässigen Materialien zu befestigen. Dies gilt nicht für Bereiche, 
in denen mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird.
Es ist sicherzustellen, daß das dort anfallende Wasser der 
Kläranlage zugeführt wird.

Einfriedungen zu Nachbargrundstücken und zu öffentlichen
Verkehrsflächen sind in Form von Maschendraht- oder 
Stahlgitterzäunen bis max. 1,80 m Höhe ohne Sockel zulässig.

Werbeanlagen dürfen nicht oberhalb der Traufe angebracht
werden. Unzulässig sind Anlagen mit bewegtem Licht.

Strassenverkehrsflächen

Strassenbegrenzungslinie, Begrenzungslinie sonstiger
Verkehrsflächen

Sichtdreieck mit Maßzahlen
Innerhalb des Sichtdreiecks dürfen außer Zäunen
Hochbauten nicht errichtet werden; Anpflanzungen aller
Art und Zäune, sowie Stapel, Haufen u. ä. mit dem Grund-
stück nicht festverbundene Gegenstände dürfen nicht
angelegt und unterhalten werden, soweit sie sich um
mehr als 90 cm über eine durch die Dreieckspunkte geleg-
te Ebene erheben würden.

Trafostation

Sonstiges Sondergebiet nach § 11 Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) Zweckbestimmung "Pferdehaltung"

Das Sondergebiet dient der Nutzung für Pferdehaltung.
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sind nicht
zugelassen.

SO
PFERDE-
HALTUNG

z.B.
tag/nacht
55/40 dB(A)/m²

Auf den gewerblichen Nutzflächen sind nur solche Betriebe und 
Aktivitäten zulässig, deren immissionswirksames, flächenhaftes 
Emissionsverhalten die nachfolgend aufgeführten Emissions-
kontingente (immissionswirksame flächenbezogene Schall-
leistungspegel), unterschieden nach dem Tagzeitraum LEK,T 
(06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) und dem Nachtzeitraum LEK,N 
(22.00 Uhr bis 06.00 Uhr), nicht überschreitet:

Der schalltechnische Nachweis zur Einhaltung der Immissions-
kontingente auf der Grundlage der Beurteilungsvorschrift 
„Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm“ (TA Lärm) vom 
26.08.1998 ist unter Berücksichtigung der Schallausbreitungs-
verhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung auf Veranlassung 
der Genehmigungsbehörde hin zu führen.

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 
Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb 
zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse 
untergeordnet sind, dürfen auf den Flächen GE 1 und GE 2 in 
begründeten Ausnahmefällen nur errichtet werden, wenn mit dem 
Bauantrag nachgewiesen wird, dass die Schutzwürdigkeit der 
Wohnungen zu keinen zusätzlichen Einschränkungen der 
zulässigen Immissionen von benachbarten oder künftig 
hinzukommenden Gewerbebetrieben führt.

Die Anforderungen der DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau“ 
vom Januar 2018 an die Luftschalldämmung der Außenbauteile 
schutzbedürftiger Räume gegenüber Außenlärm sind einzuhalten.

Es ist nur ein Anlagenbetrieb zulässig, dessen Geräuschemissionen 
an der umliegenden Wohnnachbarschaft (Immissionsorte) die 
jeweils zutreffenden Immissionsrichtwertanteile nicht überschreiten. 
Die Immissionsrichtwertanteile errechnen sich aus den festgesetz-
ten immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungs-
pegeln unter Anwendung der Richtlinie VDI 2714
„Schallausbreitung im Freien“ vom Januar 1988 mit einer Quell-
höhe von 2 m über Gelände und bei ungehinderter Schall-
ausbreitung im Bereich der gewerblichen Flächen. 
Als Emissionsflächen sind die gewerblichen, überbaubaren und 
nicht überbaubaren Nutzflächen ohne öffentliche Grünflächen 
und ohne öffentliche Verkehrsflächen maßgebend.

maximale Wandhöhe 7,5 m

Grundflächenzahl 0,8 (§§ 16 + 19 BauNVO)

Geschoßflächenzahl 0,8 (§§ 16 + 20 BauNVO)

WH 7,5

0.8

0.8

WH 10,0 maximale Wandhöhe 10,0 m

WH 18,0 maximale Wandhöhe 18,0 m (ausschließlich für Salzsilos)

Für betriebsbezogene Wohngebäude wird zusätzlich 
festgesetzt:
max. 2 Wohneinheiten je Wohngebäude

Als Wandhöhe gilt das Maß von der natürlichen Gelände-
oberfläche bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut
oder bis zum oberen Abschluß der Wand.

Baugrenze

Nebenanlagen im Sinne des § 14 Baunutzungsverordnung
(BauNVO) sind im Gewerbegebiet nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

offene Bauweise (§22 Abs. 2 Bau NVO)

abweichende Bauweise (§22 Abs. 4 Bau NVO)
Die Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand zu errichten.
Die Länge der Gebäude darf über 50 m  betragen.

o

a

GE 4 / GE 5

GE 3

GE 2

z.B.

z.B. 780

5 11 5

Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen

Maßzahlen in Meter

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes

bestehende Grundstücksgrenzen

Flurstücksnummern

IO 1 - IO 7

Gebäude, bestehend

vorhandener Wassergraben entlang der Fessenheimer Straße

naturnaher Wassergraben mit Aufweitungen 

Grenze Hochwassergefahrenfläche HQextrem der Wörnitz

Grenze Hochwassergefahrenfläche HQ100 der Wörnitz

öffentliche Grünfläche

private Grünfläche

öffentliche Grünfläche - Ausgleichsfläche

Bodendenkmalpflegerische Belange:
Wir weisen darauf hin, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler der Melde-
pflicht an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutz-
behörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG unterliegen.

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG:
Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmal-
schutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige 
verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der 
Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige 
eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu 
dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch 
Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG:
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche 
nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutz-
behörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

Gewerbegebiet nach § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO),

Folgende Nutzungen gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO werden 
ausnahmsweise zugelassen:

- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für
  Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb 
  zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse
  untergeordnet sind.

Folgende Nutzungen gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO werden nicht 
zugelassen:

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 
  Zwecke.

- Vergnügungsstätten.

Einzelhandelsbetriebe sind nicht zulässig

Gewerbegebiet nach § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO),

Folgende Nutzungen gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO werden
ausnahmsweise zugelassen:

- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für
  Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb 
  zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse
  untergeordnet sind.

Folgende Nutzungen gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO werden nicht 
zugelassen:

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 
  Zwecke.

- Vergnügungsstätten.

Einzelhandelsbetriebe sind nicht zulässig

Gewerbegebiet nach § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO),

Sämtliche Nutzungen gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO werden
nicht zugelassen:

- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für
  Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb 
  zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse
  untergeordnet sind.

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 
  Zwecke.

- Vergnügungsstätten.

Einzelhandelsbetriebe sind nicht zulässig

Gewerbegebiet nach § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO),

Sämtliche Nutzungen gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO werden nicht 
zugelassen:

- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für
  Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb 
  zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse
  untergeordnet sind.

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 
  Zwecke.

- Vergnügungsstätten.

Einzelhandelsbetriebe sind nicht zulässig

Die Gemeinde Alerheim erlässt aufgrund des § 2 Abs. 1 Satz1, 
des § 10 des Baugesetzbuches - BauGB - 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), der Baunutzungsverordnung - BauNVO - in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786), des Art. 79, Abs. 1, Nr. 1 und des Art. 81 der 
Bayerischen Bauordnung - BayBO - in der geltenden Fassung, 
des Art. 3 des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) 
in der gültigen Fassung und des Art. 23 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern in der geltenden Fassung den 
Bebauungsplan Gewerbegebiet Fessenheimer Straße 
2. Änderung und Erweiterung als Satzung.

§ 1

Der Bebauungsplan besteht aus der Bebauungsplanzeichnung, 
den daneben vermerkten Festsetzungen und der Begründung.
Zum Bebauungsplan gehört der Ausgleichsbebauungsplan,
gefertigt von Dipl-Ing. (FH) Cornelia Sing, Landschaftsplanung,
Stettiner Ring 18, 86405 Meitingen, sowie die Schalltechnische
Untersuchung zur 2. Änderung und Erweiterung des Bebauungs-
planes  „Gewerbegebiet Fessenheimer Straße“ in der Gemeinde 
Alerheim, gefertigt von igi CONSULT GmbH, Büro Wemding, 
Peter Trollmann, Geschwister-Scholl-Straße 6, 86650 Wemding.

Für den Geltungsbereich des Baugebietes gilt der von
MOSER + ZIEGELBAUER, Architektur und Städtebau GmbH,
Mittlere Gerbergasse 2, 86720 Nördlingen, vom 11.02.2020 
ausgearbeitete Bebauungsplan in der Fassung vom 15.06.2020
mit den auf diesem vermerkten Festsetzungen.

§ 2

Der Bebauungsplan wird mit seiner Bekanntmachung 
gemäß § 10  BauGB rechtsverbindlich.

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 11.02.2020
die Aufstellung des Bebauungsplanes beschlossen. Der
Aufstellungsbeschluss wurde am 14.03.2020 ortsüblich öffentlich 
bekannt gemacht.

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 Bau GB 
mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf 
des Bebauungsplanes in der Fassung vom 11.02.2020
hat in der Zeit vom 16.03.2020 bis 17.04.2020 stattgefunden.

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf
des Bebauungsplans in der Fassung vom 11.02.2020
hat in der Zeit vom 16.03.2020 bis 17.04.2020 stattgefunden.

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 21.04.2020 den 
Abwägungs- und Billigungsbeschluss zur 2. Änderung des 
Bebauungsplanes gefasst.
Der Beschluss wurde am 25.04.2020 ortsüblich öffentlich 
bekannt gemacht.

Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung
vom 21.04.2020 wurden die Träger öffentlicher Belange
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 04.05.2020 bis
05.06.2020 beteiligt.

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom
21.04.2020 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom 04.05.2020 bis 05.06.2020
öffentlich ausgelegt.

Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung - Parkplatz

Emissionskontingente LEK  in dB(A)/m² 
Baufeld Tagzeit  (LEK,T)            Nachtzeit  (LEK,N) 
GE 1 55 40 
GE 2 60 45 
GE 3 60 45 
GE 4 65 53
GE 5 60 45
SO 65 53

Die Regelabstandsflächen nach Art. 6 Abs. 5 Satz 1 und 2 BayBO
sind anzuwenden.

Es gelten die Regelabstandsflächen nach Art. 6 BayBO.

N

Unterteilung der Straßenflächen
(Gehweg, Grünstreifen, Fahrbahn)

Unterteilung der Straßenflächen
(Grünstreifen, Gehweg, Fahrbahn)

Unterteilung der Straßenflächen
(Grünstreifen mit Parkbucht, Fahrbahn)

Nummern der Immissionsorte nach Schallgutachten der 
Firma igi CONSULT GmbH vom .......... 2020

Durch die Nutzung der angrenzenden landwirtschaft-
lichen Grundstücke ist zeitweilig mit Geruchs-,
Staub- und Lärmimmissionen zu rechnen; sie sind dauerhaft und
entschädigungslos zu dulden.

Pflanzgebot
Hochstämme entlang der Erschließungsstraßen

Pflanzgebot auf gewerblichen Bauflächen
privates Pflanzgebot

Pflanzgebot auf öffentlichen und privaten Grünflächen
Flächige Gehölzpflanzungen aus Bäumen und Sträuchern

Acer platanoides - (Spitzahorn)
Hochstamm, 3 x v., 16 - 18 cm StU. in 1 m Höhe gemessen
(Gütebestimmungen für Baumschulpflanzen, BDB, 
Pinneberg, 1984/1)

Heister, 2 x v., 150 - 200 cm hoch
(Gütebestimmungen für Bauschulpflanzen, BDB, 
Pinneberg, 1984/1)
Carpinus betulus (Hainbuche) ca. 5 %
Acer camprestre (Feldahorn) ca. 5 %
Prunus Avium (Vogelkirsche) ca. 5 %
Sorbus aucuparia (Eberesche) ca. 5 %

Sträucher
2 x v., 60 - 100 cm hoch 
(Gütebestimmungen für Bauschulpflanzen, BDB, 
Pinneberg, 1984/1)
Corylus avellana (Hasel) ca. 20 %
Rhamnus frangula (Faulbaum) ca. 15 %
Cornus sanguinea (Roter Hartriegel) ca. 10 %
Crateagus monogyna (Weißdorn) ca. 10 %
Cornus mas (Kornelkirsche) ca. 10%
Viburnum lantana (Wolliger Schneball) ca. 15%

Bei Innutzungnahme eines Gewerbegrundstückes ist je 500 m²
Grundstücksfläche mindestens 1 Baum auf geeignetem
Standort anzupflanzen, dauernd zu unterhalten und bei 
Ausfall durch Neupflanzung zu ersetzen.

Zu verwendende Baumarten:
Prunus Avium (Vogelkirsche)
Quercus robur (Stieleiche)
Tilia cordata (Winterlinde)
Acer platanoides (Spitzahorn)

jeweils Hochstämme, 3 x v., 16 - 18 cm Stammumfang in 1 m 
Höhe gemessen (Gütebestimmungen für Baumschulpflanzen, 
BDB, Pinneberg, 1984/1)

Niederschlagswasserversickerung
Für die erlaubnisfreie Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser sind die 
Anforderungen der "Verordnung über die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von 
gesammeltem Niederschlagswasser" (Niederschlagswasserfreistellungsverordnung 
- NWFreiV) und die dazugehörigen Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von 
Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) zu beachten.

Ist die NWFreiV nicht anwendbar, ist ein wasserrechtliches Verfahren durchzuführen. Die 
entsprechenden Unterlagen sind dann bei der Kreisverwaltungsbehörde einzureichen.

Zur Klärung der Behandlungsbedürftigkeit des Niederschlagswassers, also der Fest-
stellung, ob verschmutztes oder unverschmutztes Niederschlagswasser vorliegt, 
empfehlen wir die Anwendung des Merkblattes DWA-M 153 "Handlungsempfehlungen 
zum Umgang mit Regenwasser" der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, 
Abwasser und Abfall (DWA). Auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 der DWA wird hingewiesen 
("Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser").
Die Eignung der Bodenverhältnisse im Bereich dieses Bauleitplanes für eine Versickerung 
sollte vor der Planung der Entwässerungsanlagen durch geeignete Sachverständige 
überprüft werden.

Die Entwässerungseinrichtungen sind so anzulegen, dass wild abfließendes Wasser 
schadlos abgeführt werden kann.

Die Energie- und Fernmeldeversorgung soll nur über Erdleitungen 
erfolgen. 

Bei der Durchführung von Baumpflanzungen ist darauf
zu achten, dass die Bäume in mindestens 3,0 m Entfernung
von den Anlagen der Versorgungsträger gepflanzt werden.
Sollte dieser Mindestabstand unterschritten werden,
sind Schutzmaßnahmen für die Anlagen erforderlich.

Gleichzeitig verliert der Bebauungsplan "Gewerbegebiet
Fessenheimer Straße" in der Fassung vom 16.07.2015 
seine Gültigkeit.

a)

b)

c)

d)

e)

f)

g)

h)

i)

Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom
15.06.2020 den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 
in der Fassung vom 15.06.2020 als Satzung beschlossen.

Alerheim, den 16.06.2020

..................................
Christoph Schmid, 1. Bürgermeister

Ausgefertigt

Alerheim, den 17.06.2020

..................................
Christoph Schmid, 1. Bürgermeister

Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan
wurde am ................... gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB 
ortsüblich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

Alerheim, den .....................

..................................
Christoph Schmid, 1. Bürgermeister

Gemeinde Alerheim
Übersicht
M 1:10 000

Alerheim

Grünland

Ausgleichsfläche
Wasserfläche
Extensivwiese

Umgriff Bebauungsplan
Allee

N

Zeichenerklärung

MARGOT ARMBRUSTER-SCHIECK
DIPL.-ING. LANDSCHAFTSARCHITEKTIN
JOHANNES-MÜLLER-STRASSE 34
86720 NÖRDLINGEN

Lohgraben

Storchentümpel Alerheim

Ausgleichsfläche, 3.700 m²

Eingriffsfläche, 5.480 m²

102.336.2

Ausgleichsbebauungsplan M 1 : 2500
zur Änderung und Erweiterung des Gewerbegebiets - 31.05.2005

H/B = 850 / 1320 (1.12m²)


